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Kurzfassung

Die Kantonverfassung bestimmt, unter welchen Umständen ein Kantonsratsmandat mit einer ande­
ren Tätigkeit – namentlich der beruflichen – nicht vereinbar ist. Es ist indessen nirgends geregelt, wie 
konkret zu verfahren ist, wenn Unvereinbarkeit des Kantonsratsmandats bereits bei der Wahl gege­
ben ist oder später eintritt. Beispiele aus den Jahren 1997, 2001 und 2009 zeigen insbesondere, dass 
sich immer wieder die Frage stellt, ob es zulässig sei, dass sich das Ende einer unvereinbaren Anstel­
lung und der Amtsantritt als Mitglied des Kantonsrats überschneiden. Die Ratsleitung hat aufgrund 
dieser diversen Einzelfälle mangels entsprechender Regelung im Kantonsratsgesetz eine Praxis in An­
lehnung an die gesetzliche Regelung beim Bund entwickelt, die unverändert weitergeführt, aber aus 
Gründen der Transparenz und der Nachvollziehbarkeit nun in das Kantonsratsgesetz übernommen 
werden soll. Tritt Unvereinbarkeit des Kantonsratsmandats ein und will die betroffene Person am 
Kantonsratsmandat festhalten, soll sie eine Kopie der Kündigung der anderen Tätigkeit auf den 
nächstmöglichen ordentlichen Termin einreichen, die spätestens bis zur Vereidigung eingetroffen 
sein muss. Bestreitet die betroffene Person die Unvereinbarkeit und stellt die zuständige Behörde das 
Vorliegen einer solchen fest, soll die betroffene Person in Anlehnung an die im Gesetz über die politi­
schen Rechte bereits enthaltene Frist innert vier Tagen eine Kündigung der anderen Tätigkeit auf den 
nächstmöglichen ordentlichen Termin einreichen, wenn sie am Kantonsratsmandat festhalten will. 
Wird die Unvereinbarkeit bestritten, sind wir der Auffassung, dass das Kantonsratsmandat bis zum 
Entscheid des Kantonsrats über den Bestand der Unvereinbarkeit nicht ausgeübt werden darf, weil 
die Gefahr von schwerwiegenden Interessenkonflikten bei ungekündigtem Arbeitsverhältnis wesent­
lich grösser ist als bei gekündigtem. Liegt das Kündigungsschreiben nicht fristgerecht vor, soll analog 
der Regelung im Gesetz über die politischen Rechte Verzicht auf das Kantonsratsmandat angenom­
men und das Verfahren zur Bestimmung eines Nachfolgers oder einer Nachfolgerin eingeleitet wer­
den.
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Sehr geehrte Damen und Herren

Wir unterbreiten Ihnen Bericht und Antrag zur Präzisierung der Bestimmungen über die Unvereinbar­
keit des Kantonsratsmandats.

1. Regelung der Folgen bei Unvereinbarkeit des Kantonsratsmandats

Zur Unvereinbarkeit des Kantonsratsmandats gibt es aktuell nur zwei Bestimmungen. Artikel 58 Ab­
satz 2 der Kantonsverfassung regelt die Unvereinbarkeit inhaltlich: «Dem Kantonsrat dürfen Beamte 
und Angestellte der kantonalen Verwaltung, der Gerichte und der kantonalen Anstalten mit Verwal­
tungsaufgaben sowie die leitenden Funktionäre der übrigen kantonalen Anstalten nicht angehören.» 
§ 117 des Gesetzes über die politischen Rechte regelt das Vorgehen bei Unvereinbarkeit: «1 Wer in un­
vereinbare Ämter oder Behörden gewählt wird, hat der nach § 119 zuständigen Behörde innert 4 Ta­
gen zu erklären, ob der Bestand eines Unvereinbarkeitsgrundes anerkannt und auf welches Amt ver­
zichtet wird. 2 Wird die Unvereinbarkeit nicht bestritten und keine Erklärung abgegeben, stellt die 
Behörde fest, es werde Verzicht auf das neue Amt angenommen. 3 Wird die Unvereinbarkeit bestrit­
ten, entscheidet die nach § 119 zuständige Behörde.»

Was Unvereinbarkeit im Grundsatz bedeutet, ist aufgrund der aktuellen Rechtslage sofort klar. Nicht 
klar hingegen ist, was im Detail zu geschehen hat und in welcher Form, wenn z.B. zugunsten des Kan­
tonsratsmandats der Verzicht auf eine Anstellung beim Kanton erklärt wird, danach aber aus welchen 
Gründen auch immer nichts mehr passiert. Es existiert keine entsprechende Regelung. Muss eine Kün­
digung erfolgen? Wenn ja, bis wann und was sind die Folgen, wenn entsprechende Vorgaben nicht 
eingehalten werden?

Bei strikter Anwendung der Unvereinbarkeitsregelung müsste verlangt werden, dass die mit dem 
Kantonsratsmandat nicht vereinbare Anstellung spätestens bis zur Vereidigung des Ratsmitgliedes 
aufgegeben werden müsste. Das erscheint allerdings zu streng, weil die Wahl in den Kantonsrat dann 
praktisch einen Grund für eine fristlose Kündigung seitens des Arbeitnehmers darstellen würde, ins­
besondere im Fall des Nachrückens während der Amtsperiode. Dieses Ergebnis liegt weder im Interes­
se des Staates als Arbeitgeber noch im Interesse des Arbeitnehmers; beiden sollte eine ordentliche 
Auflösung des Dienstverhältnisses zugestanden werden. Wenn eine Anstellung gekündigt wird, darf 
davon ausgegangen werden, dass die Bindung zwischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber nicht mehr 
derart ist, dass das Kantonsratsmandat während der Kündigungsfrist nicht parallel ausgeübt werden 
könnte.

Die Unvereinbarkeitsregel will Interessenkonflikte und Ämterkumulation vermeiden; dieses Ziel wird 
auch dann erreicht, wenn eine gewisse Übergangsfrist eingeräumt wird. Darin dürfte auch der Grund 
für die Regelung auf Bundesebene liegen (Bundesgesetz über die Bundesversammlung, Art. 15 Abs. 
2), die vorschreibt: «Tritt eine Unvereinbarkeit ... ein, so scheidet die betroffene Person sechs Monate 
nach Feststellen der Unvereinbarkeit aus der Bundesversammlung aus, sofern sie die andere Funktion 
bis dahin nicht aufgegeben hat.» Vor Erlass des Parlamentsgesetzes (2002) betrug die Übergangsfrist 
noch vier Monate (inzwischen aufgehobener Art. 18 des Bundesgesetzes über die politischen Rechte). 
In allen bisherigen Fällen haben wir in Anlehnung an diese bundesrechtliche Regelung verlangt, dass 
vor der Vereidigung des neuen Mitgliedes die Anstellung beim Kanton auf den nächstmöglichen or­
dentlichen Termin gekündigt wird. Vorausgesetzt die Kündigung lag bis zur Vereidigung vor, haben 
wir und mit uns der Kantonsrat bei der Validierung der Kantonsratswahlen dann Überschneidungen 
im Rahmen der Kündigungsfrist akzeptiert. Unseres Erachtens hat sich diese Praxis bewährt, sie war 
und ist aber nicht überall bekannt, weil es keine entsprechende ausdrückliche Regelung gibt. Ausser­
dem ist zu beachten, dass Kantonsrat und Ratsleitung, die sich im gegebenen Fall mit Fragen und Ent­
scheiden betreffend Unvereinbarkeit zu befassen haben, als Milizgremien nicht ständig verfügbar 
sind und darum die Entscheidwege unter Umständen relativ lang werden können. Auch deswegen ist 
es wünschenswert, die Folgen der Unvereinbarkeit verbindlich festzulegen, damit darüber nicht jedes 
Mal von Neuem beraten und entschieden werden muss. Aus diesen Gründen erscheint es angezeigt, 
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in dieser unter demokratischen und politischen Gesichtspunkten wichtigen Frage das Kantonsratsge­
setz um eine entsprechende Bestimmung zu ergänzen.

Wir beantragen, im Kantonsratsgesetz das Kapitel «Rechte und Pflichten der Ratsmitglieder» um 
einen Paragraphen zu ergänzen. Der bestehende § 27 befasst sich mit dem Ausstand, daher erscheint 
es sachlich richtig, die Bestimmung zur Unvereinbarkeit unmittelbar davor als § 26bis einzuschieben. 
Tritt Unvereinbarkeit des Kantonsratsmandats ein und will die betroffene Person am Kantonsrats­
mandat festhalten, hat sie eine Kopie der Kündigung der anderen Tätigkeit auf den nächstmöglichen 
ordentlichen Termin einzureichen, die spätestens bis zur Vereidigung eingetroffen sein muss. Bestrei­
tet die betroffene Person die Unvereinbarkeit und stellt die zuständige Behörde das Vorliegen einer 
solchen fest, hat die betroffene Person in Anlehnung an die im Gesetz über die politischen Rechte be­
reits enthaltene Frist innert vier Tagen eine Kündigung der anderen Tätigkeit auf den nächstmögli­
chen ordentlichen Termin einzureichen, wenn sie am Kantonsratsmandat festhalten will. Wird die Un­
vereinbarkeit bestritten, sind wir der Auffassung, dass das Kantonsratsmandat bis zum Entscheid des 
Kantonsrats über den Bestand der Unvereinbarkeit nicht ausgeübt werden darf, weil die Gefahr von 
schwerwiegenden Interessenkonflikten bei ungekündigtem Arbeitsverhältnis wesentlich grösser ist 
als bei gekündigtem. Liegt das Kündigungsschreiben nicht fristgerecht vor, soll analog § 117 Absatz 2 
des Gesetzes über die politischen Rechte Verzicht auf das Kantonsratsmandat angenommen und das 
Verfahren zur Bestimmung eines Nachfolgers oder einer Nachfolgerin eingeleitet werden.

2. Rechtliches

Die Änderung des Kantonsratsgesetzes unterliegt dem Gesetzesreferendum: Obligatorisches Referen­
dum, wenn die Änderung mit weniger als 2/3 der anwesenden Mitglieder beschlossen wird, fakultati­
ves Referendum, wenn das Quorum von 2/3 erreicht wird.

3. Antrag

Wir bitten Sie, auf die Vorlage einzutreten und dem nachfolgenden Beschlussesentwurf zuzustim­
men.

Im Namen der Ratsleitung

Christine Bigolin Ziörjen
Kantonsratspräsidentin

Fritz Brechbühl
Ratssekretär
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4. Beschlussesentwurf

Folgen bei Unvereinbarkeit des Kantonsratsmandates; Teilre­
vision des Kantonsratsgesetzes

Der Kantonsrat von Solothurn, gestützt auf Artikel 69 der Kantonsverfassung, nach Kenntnis­
nahme von Bericht und Antrag der Ratsleitung vom 16. Dezember 2009, beschliesst:

I. Das Kantonsratsgesetz wird wie folgt geändert:

Als § 26bis wird eingefügt:

§ 26bis . Folgen der Unvereinbarkeit
1 Tritt Unvereinbarkeit des Kantonsratsmandats ein und will die betroffene Person am Kantons­
ratsmandat festhalten, hat sie eine Kopie der Kündigung der anderen Tätigkeit auf den nächst­
möglichen ordentlichen Termin einzureichen, die bis spätestens einen Tag vor ihrer Vereidigung 
eingetroffen sein muss.
2 Bestreitet die betroffene Person die Unvereinbarkeit und stellt die zuständige Behörde das 
Vorliegen einer solchen fest, hat die betroffene Person innert vier Tagen eine Kündigung der 
anderen Tätigkeit auf den nächstmöglichen ordentlichen Termin einzureichen, wenn sie am 
Kantonsratsmandat festhalten will. Das Kantonsratsmandat darf bis zum Entscheid der zuständi­
gen Behörde über den Bestand der Unvereinbarkeit nicht ausgeübt werden.
3 Liegt das Kündigungsschreiben nicht fristgerecht vor, wird Verzicht auf das Kantonsratsmandat 
angenommen und das Verfahren zur Bestimmung eines Nachfolgers oder einer Nachfolgerin 
eingeleitet.

II. Inkrafttreten
Diese Änderung tritt nach unbenütztem Ablauf der Referendumsfrist bzw. nach Annahme durch 
das Volk in Kraft. 

Im Namen des Kantonsrates

Präsidentin Ratssekretär

Dieser Beschluss unterliegt <............>   Referendum

Verteiler

Staatskanzlei (STU, FUE, STE)
Amtsblatt (Referendum)
Kantonale Finanzkontrolle
Parlamentsdienste
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